
Gemäß der im August vom WIFO im Auftrag der EU durchgeführten Konjunk-
turumfrage hat sich die Einschätzung der aktuellen Auftragslage gegenüber den
Vormonaten kaum verändert, die Erwartungen für die Produktionstätigkeit in
den kommenden Monaten haben sich jedoch neuerlich eingetrübt. Dabei er-
folgte die Befragung im Wesentlichen vor der Flutkatastrophe. Nur eine kleine
Zahl von Unternehmen übermittelten ihre Meldungen so spät, dass sie die
Hochwasserfolgen in ihrer Einschätzung bereits berücksichtigen konnten.

Die Flutkatastrophe hat private Wohnhäuser, Betriebsgebäude und öffentliche
Infrastruktur (Straßen, Bahnlinien) zerstört. Die Vermögensverluste dürften nach
neuesten Informationen an der unteren Grenze der vom WIFO ursprünglich er-
warteten Bandbreite (2,5% bis 3,5% des BIP) liegen1). Der Einfluss auf das Wirt-
schaftswachstum, der durch Produktionsausfälle einerseits und Reparaturarbei-
ten andererseits entsteht, dürfte per Saldo relativ gering sein (siehe Kasten). Der
Tourismus und die Versicherungswirtschaft sind am stärksten negativ betroffen,
die Bauwirtschaft wird vom Wiederaufbau Impulse erhalten.

Die Konjunkturumfragen in Österreich stehen im Einklang mit jenen in Deutsch-
land. Die jüngste Befragung des Münchner ifo-Institutes unter deutschen Unter-
nehmen deutet ebenfalls auf eine Unterbrechung des Aufschwungs – wenn nicht
sogar auf einen neuerlichen Abschwung hin: Der Geschäftsklimaindex hat sich
im August zum dritten Mal in Folge verschlechtert. Ausschlaggebend war die
pessimistischere Einschätzung der Entwicklung in den nächsten sechs Monaten.

Der Konjunkturbericht entsteht
jeweils in Zusammenarbeit aller

Mitarbeiter des WIFO.

UNTERNEHMEN ABERMALS
PESSIMISTISCHER – ARBEITS-
LOSIGKEIT STEIGT WEITER

Die Einschätzung der aktuellen Auftragslage durch die Unter-
nehmen zeigt weiterhin keine Verbesserung der Konjunkturlage
an. Die Erwartungen zur Produktionstätigkeit in den kommenden
Monaten wurden neuerlich pessimistischer. Die Hochwasser-
katastrophe verursachte darüber hinaus enorme Vermögensver-
luste und beträchtliche Produktionsausfälle, denen die Arbeiten
zur Behebung der Schäden erst mit einer gewissen Verzögerung
entgegenwirken werden.

MARCUS SCHEIBLECKER

WIFO 555MONATSBERICHTE 9/2002

1) Kramer, H., Budgetpolitik und wirtschaftspolitische Strategie, WIFO, Wien, August 2002,
http://titan.wsr.ac.at/wifosite/wifosite.get_abstract_type?p_language=2&pubid=22581&pub_lan-
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Die starken Regenfälle Mitte August hatten vor allem in
Ober- und Niederösterreich katastrophale Über-
schwemmungen zur Folge. Das Hochwasser verur-
sachte große Schäden an Infrastruktur, Betriebs- und
Wohngebäuden. In Mitleidenschaft gezogen wurden
auch Agrarflächen, Transportmittel, Mobiliar und Ge-
brauchsgüter. Bei der Beurteilung der ökonomischen
Effekte muss zwischen der Beeinträchtigung der Pro-
duktion und dem Vermögensverlust unterschieden wer-
den. Die Quantifizierung fällt in einigen Bereichen sehr
schwer. Für den Gesamteffekt auf das Wirtschafts-
wachstum im Jahr 2002 kann nicht einmal das Vorzei-
chen mit Sicherheit bestimmt werden. Für eine Schät-
zung dieses Effekts müssen die Produktionsausfälle der
Mehrproduktion für die Wiederherstellungsarbeiten
gegenübergestellt werden:

Produktionsausfälle

• Bewertet man den Schaden an den betroffenen
landwirtschaftlichen Flächen mit den im Vorjahr er-
zielten Erntemengen und Erzeugerpreisen, dann
liegt der Ernteausfall zwischen 14 Mio. ¤ und
30 Mio. ¤ (besonders Zuckerrüben und Mais). Die
angegebene Obergrenze dürfte relativ robust sein,
da nicht in jedem Fall von einem Gesamtausfall der
Ernte auszugehen ist. Der Schaden entspricht etwa
0,6% bis 1,2% des Wertes der Pflanzenproduktion
bzw. 0,25% bis 0,5% des Outputs der österreichi-
schen Landwirtschaft.

Im Vergleich dazu ist der zu erwartende Dürrescha-
den im Getreidebau von rund 10% wegen Trocken-
heit während des Herbstanbaus 2001 und im Früh-
jahr 2002 nach demselben Bewertungsschema auf
etwa 50 Mio. ¤ zu schätzen und übersteigt damit
deutlich den Hochwasserschaden. Die Hochwasser-
katastrophe hat jedoch einige Betriebe nahezu die
gesamte Ernte gekostet. 

• Der Tourismus ist von der Flutkatastrophe besonders
schwer betroffen. Diese ereignete sich gerade im
August, dem wichtigsten Reiseverkehrsmonat. Die
Ausfälle sind im restlichen Jahresverlauf nicht mehr
auszugleichen. Die Nachricht von der Katastrophe
zieht auch andere Zielgebiete in Österreich in Mit-
leidenschaft. Viele Urlauber schrecken davor zurück,
in einem „Katastrophengebiet“ Urlaub zu machen.
Weiters waren auch Herkunftsgebiete der Gäste
(Deutschland und Tschechien) von den Unwettern
betroffen. Der für Urlaubsausgaben vorgesehene
Teil des Haushaltseinkommens dürfte hier zumindest
teilweise in Reparaturen fließen.

• Die Schadenszahlungen der Versicherungen gehen
als Abzugsposten in die Berechnung des Bruttoin-
landsproduktes ein, soweit diese nicht durch Rückver-

sicherungen oder durch Rückstellungsauflösungen
gedeckt sind. Die Zahlungen sind bei Hochwasser-
schäden zwar meist limitiert, dennoch dürften sie ei-
nen dreistelligen Millionenbetrag ausmachen. Nach
den Angaben einiger Versicherungen dürften die Zah-
lungen rund 500 Mio. ¤ erreichen. Über Rückversi-
cherungen schlagen auch Schäden in Tschechien bei
den österreichischen Versicherungen zu Buche. 

• Der Produktionsverlust in den betroffenen Regionen
erstreckte sich auf viele Branchen, der individuelle
Schaden war für einzelne Unternehmen enorm.

• Die kostenlose, freiwillige Hilfeleistung wird mangels
einer geeigneten ökonomischen Bewertungsmög-
lichkeit nicht in die gesamtwirtschaftliche Produktion
eingerechnet. Hingegen kann sich der Ausfall am
Arbeitsplatz in einem Produktionsentgang nieder-
schlagen.

Produktionsanstieg

• Die erforderlichen Reparaturarbeiten an Gebäuden
und Straßen erhöhen die Bauproduktion, die von
der Konjunkturschwäche besonders betroffen ist.
Die Preiseffekte dieser Nachfragesteigerung dürften
klein sein, da die Kapazitätsauslastung in der Bau-
wirtschaft derzeit gering ist.

• Wie hoch die positiven Auswirkungen auf Produktion
und Handel von Ersatzanschaffungen sein werden,
hängt einerseits von Höhe und Art der Schäden ab
und andererseits von der Bereitschaft, diese zu erset-
zen. Der durch die Wiederherstellung des Wohnbe-
darfs eingeengte finanzielle Spielraum wird häufig
keine vollständige Ersatzanschaffung in naher Zu-
kunft zulassen.

• Auch die gegen Bezahlung geleisteten Überstunden
bei professionellen Hilfsorganisationen erhöhen die
gesamtwirtschaftliche Produktion.

Zweifellos betragen die Vermögensverluste ein Vielfa-
ches der Produktionsausfälle. Das BIP erweist sich je-
doch in diesem Fall als schlechter Wohlstandsindika-
tor: Es berücksichtigt nicht die Zerstörung von Vermö-
gen, wohl aber dessen Wiederherstellung. Die Ge-
meinden beziffern ihre Infrastrukturschäden mit rund
500 Mio. ¤. Zusätzlich entstanden – allerdings in viel
geringerem Umfang – Schäden bei Land und Bund. Al-
lein in Niederösterreich wurden rund 10.000 Häuser
in Mitleidenschaft gezogen. Die Wertminderung von
Wohn- und Betriebsgebäuden durch jahrelange
Feuchtigkeit ist quantitativ kaum zu erfassen. Dazu
kommen Produktionsausfälle sowie die verminderte
Nachfrage im Tourismus. Die Produktion konnte in den
meisten Betrieben relativ rasch wieder aufgenommen
werden, die Auswirkungen auf die Tourismusnachfrage
dürften jedoch noch längere Zeit zu spüren sein.

Die wirtschaftlichen Auswirkungen der Hochwasserkatastrophe
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Auch der aktuelle Geschäftsgang im verarbeitenden
Gewerbe wurde etwas ungünstiger als in den letzten Be-
fragungen beurteilt. Im Bauhauptgewerbe blieb der Ge-
schäftsklimaindikator unverändert, im Einzel- und Groß-
handel fiel er nach einer leichten Erholung im Vormonat
wieder auf den Stand vom Juni zurück.

Durch die Konjunkturschwäche wurde der deutsche
Staatshaushalt erheblich belastet. Heuer wird es für
Deutschland schwierig werden, das Budgetdefizit unter
der im Stabilitäts- und Wachstumspakt vereinbarten
Höchstgrenze von 3% des nominellen BIP zu halten. Um
den Staatshaushalt bis 2004 wie vorgesehen auszuglei-
chen, würde es einer äußerst restriktiven Fiskalpolitik be-
dürfen. Das könnte nicht nur die wirtschaftliche Entwick-
lung in Deutschland, sondern auch in Österreich und
ganz Europa beeinträchtigen.

Die Verzögerung des Aufschwungs in der EU gibt der
EZB mehr Spielraum in der Zinspolitik. Die Inflationsrate
liegt im Euro-Gebiet bei rund 2%, sie dürfte infolge der
schwachen Konjunktur in den kommenden Monaten
tendenziell zurückgehen. Das Geldmengenwachstum
überstieg zwar in den letzten Monaten den Referenzwert
deutlich; das lässt sich jedoch mit Sondereinflüssen er-
klären. 

Die Dollarschwäche trägt über eine Verbilligung der Im-
porte zum Nachlassen der Inflation im Euro-Raum bei,
allerdings verschlechtern sich dadurch auch die Export-
chancen für europäische Güter. Die negativen realen Ef-
fekte der Höherbewertung einer Währung treten ge-
wöhnlich mit einer Verzögerung von zwei bis drei Quar-
talen ein. Diese dämpfenden Effekte sind ein Risikofak-
tor, da angesichts der schwachen Binnennachfrage der
Außenbeitrag für die Euro-Länder derzeit die wichtigste
Konjunkturstütze ist. So betrug der Handelsbilanzüber-
schuss im Euro-Raum im 1. Halbjahr 2002 42 Mrd. ¤,
nach nur 4,3 Mrd. ¤ im Vergleichzeitraum des Vorjah-
res. 

KONJUNKTUR DER USA STEHT AUF
SCHWACHEM FUNDAMENT

In den USA wuchs die Wirtschaft nach dem
starken Aufschwung zu Jahresbeginn im
II. Quartal mit +1,1% auf Jahresbasis hoch-
gerechnet kaum mehr. Die vorauseilenden
Konjunkturindikatoren lassen keinen klaren
Trend erkennen: Einerseits verschlechterte
sich das Konsumentenvertrauen, andererseits
stiegen zugleich die Auftragseingänge für
langlebige Wirtschaftsgüter.

Die dynamische Entwicklung der Konsumausgaben der
privaten Haushalte bildete in den vergangenen Quarta-

len die Hauptstütze der schwachen Konjunktur in den
USA. Die expansive Geld- und Fiskalpolitik veranlasste
die Konsumenten zu einer beträchtlichen realen Ausga-
benausweitung. Im IV. Quartal 2001 betrug sie rund
1,5% gegenüber dem Vorquartal, im I. Quartal 2002
0,8%, im II. Quartal aber nur noch knapp 0,5%. Hinge-
gen sind die realen Anlageinvestitionen seit einem Jahr
rückläufig, und auch der negative Außenbeitrag wurde

Internationale Konjunktur

Saisonbereinigt, 1991 = 100
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laufend größer. Da die privaten Konsumausgaben rund
70% des BIP der USA ausmachen, könnte eine anhal-
tende Abschwächung der Dynamik rasch in eine weitere
Rezession führen. Der vom US Conference Board erho-
bene Indikator für das Vertrauen der Konsumenten in
die wirtschaftliche Lage ging im August deutlich zurück
und erreichte mit 93,5 (1985 = 100) den niedrigsten
Wert seit November 2001. Eingetrübt haben sich laut
Umfrage sowohl die Beurteilung der aktuellen Lage als
auch die Zukunftsaussichten der Konsumenten. Der Ein-
bruch der Aktienkurse im Sommer schlägt sich hier of-
fenbar nieder. Der starke Kursverfall ist auch im Zu-
sammenhang mit den Bilanzfälschungen einiger großer
Unternehmen zu sehen. 

Andererseits deuten manche Indikatoren auf eine Auf-
wärtsentwicklung in naher Zukunft hin. So stiegen die
Auftragseingänge für langlebige Wirtschaftsgüter im Juli
kräftig (+8,7%). Dafür waren nicht Rüstungsaufträge
maßgebend, sondern vor allem Investitionsgüterauf-
träge im nichtmilitärischen Bereich (+13,5%). Dies
könnte auf ein Ende der Investitionsschwäche hinweisen.
Der Einkaufsmanagerindex hat sich im August – nach
einem kräftigen Rückgang im Juli – stabilisiert.

Die japanische Wirtschaft hat die Rezession zumindest
vorübergehend überwunden. Nach einer Stagnation im
I. Quartal erhöhte sich das BIP im II. Quartal saison-
bereinigt um 0,5% gegenüber der Vorperiode. Vor al-
lem der Außenbeitrag nahm merklich zu. Ein Rückgang
der Nachfrage aus den USA könnte diesen noch sehr
fragilen Aufschwung aber schnell wieder verebben las-
sen.

HANDELSBILANZÜBERSCHUSS DES
EURO-RAUMS STARK GESTIEGEN

Die Schwäche der Binnennachfrage in der
Euro-Zone lässt die Importnachfrage zurück-
gehen, sodass trotz der geringen Exportaus-
weitung der Außenbeitrag kräftig zunimmt
und das Wirtschaftswachstum stützt. 

Nach vorläufigen Angaben von Eurostat erhöhte sich
der Handelsbilanzüberschuss des Euro-Raums im Juni
auf 10,7 Mrd. ¤. Für das gesamte 1. Halbjahr 2002 er-
gibt sich dadurch ein Saldo von 42 Mrd. ¤, nach nur
4,3 Mrd. ¤ im Vorjahr. Der Überschuss der EU gegen-
über den USA stieg von Jänner bis Mai im Vorjahresver-
gleich von 13,0 Mrd. ¤ auf 22,8 Mrd. ¤. Gegenüber
Japan wurde das Defizit im gleichen Zeitraum um
4,5 Mrd. ¤ gesenkt. Das reale BIP erhöhte sich im Euro-
Raum nach ersten Berechnungen im II. Quartal saison-
bereinigt um 0,3% gegenüber dem Vorquartal (+0,6%
im Vorjahresvergleich); die EU-Kommission hatte eine
Zunahme um 0,3% bis 0,6% gegenüber dem Vorquartal

erwartet. Demnach setzte sich die leichte Erholung in
der Euro-Zone in ähnlichem Ausmaß wie im I. Quartal
(+0,4%) fort. 

Der Aufschwung ist aber keineswegs selbsttragend. Die
Wachstumsimpulse kommen aus dem Ausland – vor al-
lem aus den USA. Eine neuerliche Abschwächung der
Konjunktur in den USA, verstärkt durch einen dauer-
haft niedrigeren Dollarkurs, könnte den langsamen
Aufschwung der europäischen Konjunktur gefährden,
bevor er auf die Komponenten der heimischen Nach-
frage – insbesondere die Investitionstätigkeit – über-
greift. Während die privaten Konsumausgaben nach ei-
nem Rückgang im I. Quartal (real –0,2% gegenüber
der Vorperiode) im II. Quartal wieder wuchsen
(+0,4%), verringerten sich die Bruttoanlageinvestitio-
nen um real 0,8%; sie sind bereits seit Anfang des Vor-
jahres rückläufig. 

Impulse für eine dynamischere Entwicklung in naher Zu-
kunft sind weder von der Fiskalpolitik noch von der
Geldpolitik zu erwarten. Die Statistik der Einzelhandels-
umsätze im Euro-Raum spiegelt eine geringe Konsum-
nachfrage wider: Nach einem saisonbereinigten Rück-
gang um real 1% im April gegenüber dem Vormonat
und einem kleinen Anstieg von 0,3% im Mai verringer-
ten sich die Einzelhandelsumsätze im Juni wieder um
0,5% (–0,9% gegenüber dem Vorjahr). 

Die Industrieproduktion der Euro-Länder wuchs im Juni
nach einer Stagnation im Mai um Saison- und Arbeits-
tagseffekte bereinigt um 0,5%. Vor allem in Deutschland
(+1,7%) und Finnland (+4,1%) wurde die Produktion
im Juni spürbar ausgeweitet. Hingegen sank die deut-
sche Industrieproduktion im Juli wieder um 1% gegen-
über der Vorperiode.

Die Konjunkturschwäche lässt im Euro-Raum die Ar-
beitslosenquote kontinuierlich steigen. Die auf Umfra-
gen in der EU basierende saisonbereinigte Quote stag-
nierte im Juli bei 8,3%. Den stärksten relativen Anstieg
der Quote verzeichneten in den vergangenen 12 Mona-
ten laut Eurostat Österreich, die Niederlande, Irland
und Luxemburg. 

ANHALTENDER PESSIMISMUS IN DER
ÖSTERREICHISCHEN SACHGÜTER-
ERZEUGUNG

Die Erwartungen der Sachgütererzeuger für die kom-
menden drei Monate haben abermals nachgegeben.
Die eher unsicheren Angaben zur Beurteilung der Lage
in sechs Monaten stagnierten hingegen etwas über dem
langjährigen Durchschnitt. In jenen Branchen, in denen
sich eine bevorstehende Konjunkturerholung zuerst an-
kündigen müsste – der Erzeugung von Vorprodukten
und Investitionsgütern –, haben sich die Produktionser-
wartungen verschlechtert bzw. auf niedrigem Niveau
stabilisiert. Offenbar waren die Erwartungen in der ers-
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ten Jahreshälfte überzogen. Auch die Produzenten von
dauerhaften Konsumgütern spüren die Konjunktur-
schwäche, sie sehen ebenfalls keinen Aufschwung in na-
her Zukunft. 

In der Konjunkturumfrage des WIFO für
August brachten Österreichs Unternehmen
abermals ihre skeptische Einschätzung der
Konjunkturlage in der nahen Zukunft zum
Ausdruck. Sowohl in der Sachgüterproduk-
tion als auch im Dienstleistungssektor fielen
die Angaben pessimistischer aus als in der
letzten Befragung.

Laut Statistik Austria lag im Mai 2002 die abgesetzte
Produktion um 2,3% unter dem Vorjahreswert, die Auf-
tragseingänge um 0,1%. Den größten Rückgang ver-
zeichneten die Produzenten von Kraftwagenteilen,
Metallerzeugnissen und der Bereich Rundfunk-, Fernseh-
und Nachrichtentechnik. Hingegen zeigte der um Ar-
beitstageffekte bereinigte Produktionsindex im Mai einen
Anstieg um 1,2% gegenüber dem Vorjahr, im Juni von
2,8%.

Der Wert der Bauproduktion stieg in den Monaten Jän-
ner bis Mai um 0,2% gegenüber dem Vorjahr. Nach ei-
nem sehr guten April-Ergebnis unterschritt der Produk-

tionswert im Mai wieder das Vorjahresniveau. In der
Baubranche hat sich die Einschätzung der künftigen Ent-
wicklung gegenüber der vorhergehenden Umfrage nicht
verändert. Nach wie vor liegen die Auftragsbestände im
Hochbau deutlich unter dem langjährigen Durchschnitt.
Im Tiefbau wird die Lage ähnlich ungünstig beurteilt.
Allerdings werden die nach dem Hochwasser nötigen
Reparatur- und Wiederherstellungsarbeiten die Nach-
frage nach den Leistungen beider Bereiche erhöhen. 

Mehr und mehr schlägt sich die seit einiger Zeit anhal-
tende Konjunkturschwäche auch im Dienstleistungsbe-
reich nieder. Im Bereich der Datenverarbeitung und Da-
tenbanken sowie in den unternehmensnahen Dienstleis-
tungen werden sowohl die aktuelle als auch die künftige
Geschäftslage unterdurchschnittlich bewertet.

POSITIVER AUSSENBEITRAG STÜTZT DIE
ÖSTERREICHISCHE KONJUNKTUR

Trotz schwacher Exportkonjunktur steigt der
Außenbeitrag kräftig. Handels- und Leis-
tungsbilanz weisen erstmals seit langem
wieder Überschüsse aus. Das ist primär die
Folge der außerordentlich schwachen
Inlandsnachfrage, die einen starken Rück-
gang der Importe bewirkte.

Das vorläufige Außenhandelsergebnis für Mai zeigt ei-
nen Rückgang des Exports um 1,4%. Die Einfuhr verrin-
gerte sich mit –9,2% deutlich stärker, sodass sich der
Handelsbilanzsaldo von einem Defizit von 430 Mio. ¤
im Mai 2001 in einen Überschuss von knapp
109 Mio. ¤ drehte.

Kumuliert ergab sich seit Jahresanfang eine Abnahme
der Importe um 5,1%, während die Ausfuhr noch leicht
um 1,6% gesteigert werden konnte. Der Export in Dritt-
länder stieg um 7,2%, die Lieferungen in EU-Länder
blieben jedoch um 1,7% unter dem Vorjahresergebnis.
Der Handelsbilanzsaldo reduzierte sich von
–2,57 Mrd. ¤ (Jänner bis Mai 2001) auf –380 Mio. ¤ in
der Vergleichsperiode 2002. Der beträchtliche Rück-
gang der Importe resultierte vor allem aus der Abnahme
der Einfuhr von Industriewaren. Die Einfuhr von Investi-
tionsgütern verringerte sich um 10%, jene von Konsum-
gütern um 5%. Das deutet auf die Schwäche der
Binnennachfrage, insbesondere der Investitionen hin.

Auch in der auf Cash-Daten basierenden monatlichen
Leistungsbilanz drehte sich im 1. Halbjahr der Saldo von
einem Defizit von 1,82 Mrd. ¤ (1. Halbjahr 2001) in
einen Überschuss von 0,8 Mrd. ¤ (1. Halbjahr 2002). Die
Warenzahlungen waren exportseitig um 5% höher als 
im Vorjahr, importseitig um 1% niedriger. Dadurch
schrumpfte das Defizit im Warenverkehr auf 1,78 Mrd. ¤.

Ergebnisse des WIFO-Konjunkturtests

Salden aus positiven und negativen Meldungen in % der befragten
Unternehmen, saisonbereinigt
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Wirtschaftspolitische Eckdaten

Saisonbereinigt

1) Ohne Präsenzdiener und Kindergeldbezieher.

Nach ersten Schätzungen stiegen die Umsätze im Tou-
rismus im Zeitraum Mai bis Juli gegenüber dem Vor-
jahr um 6% auf 4,33 Mrd. ¤. In der zweiten Hälfte der
Sommersaison dürfte sich das Wachstum aber erheb-
lich verlangsamen, auch ein Rückgang ist nicht auszu-
schließen. Zum Teil liegt dies an der Hochwasser-
katastrophe, welche nicht nur die heimischen
Tourismusbetriebe schädigte, sondern auch einen Kauf-
kraftausfall der Gäste aus Deutschland und Tschechien
zur Folge hat. Ein weiterer Grund ist die Konjunktur-
schwäche in Europa, welche die Reiseausgaben der
privaten Haushalte dämpft.

INFLATIONSRATE GEHT ZURÜCK

Die realen Einzelhandelsumsätze stagnierten im
1. Halbjahr auf dem Vorjahresniveau. Im II. Quartal
blieb die Entwicklung hinter den Erwartungen zurück.
Die Zahl der Pkw-Neuzulassungen war im 1. Halbjahr
wesentlich geringer als im Vorjahr, sie stabilisierten sich
aber im Juli. 

Der Preisauftrieb lässt weiter nach. Die Inflationsrate
ging von 1,7% im Juni auf 1,6% im Juli zurück. Im Vor-
jahresvergleich wirkte nach wie vor die Verbilligung im
Bereich der Nachrichtenübermittlung inflationsdämp-
fend. Zudem verteuerten sich Gesundheitspflege und
Bekleidung im Juli schwächer als im Juni 2002. Der
Harmonisierte Verbraucherpreisindex lag im Juli um
1,5% über dem Vorjahresniveau. Im Großhandelspreis-
index ist die sinkende Tendenz noch stärker ausgeprägt
als auf der Verbraucherebene.

KONJUNKTURSCHWÄCHE SCHLÄGT
SICH DEUTLICH AUF DEM ARBEITS-
MARKT NIEDER

Der Rückgang der aktiven Beschäftigung
hielt im August an. Gleichzeitig stieg die
Zahl der Arbeitslosen auf einen Höchstwert
von fast 199.700; die Arbeitslosenquote
erhöhte sich auf 5,8%.

Der Mangel an Wirtschaftsdynamik schlägt sich sehr
deutlich in der Beschäftigung und der Arbeitslosigkeit
nieder. Die Zahl der unselbständig Beschäftigten (ohne
Kindergeldbezieherinnen und Präsenzdiener) lag im Au-
gust um 17.600 unter dem Vorjahreswert; das entspricht
einem Rückgang um 0,6%. Insbesondere in der Sachgü-
tererzeugung, im Bauwesen, in der Energieproduktion
sowie dem Verkehrs- und Nachrichtenwesen gingen Ar-
beitsplätze verloren. 

Der geringe Bedarf an zusätzlichen Arbeitskräften spie-
gelt sich auch in der Zahl der gemeldeten offenen Stel-
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len, welche sich in den letzten drei Quartalen jeweils um
rund ein Viertel verringerte. Die Arbeitslosigkeit hat stei-
gende Tendenz. Im August waren 199.700 Arbeitslose
beim AMS gemeldet, um 16,6% mehr als im Vorjahr.
Betroffen vom Anstieg waren vor allem Produktionsbe-
rufe (+9.000 oder +18,1%) in der Metall- und Elektro-
branche sowie Hilfsberufe. 
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Die Arbeitslosenquote nach AMS-Definition stieg im Au-
gust sowohl gegenüber dem Vorjahr (von 5,1% auf
5,8%) als auch saisonbereinigt gegenüber dem Vormo-
nat (von 7,0% im Juli auf 7,1% im August). Die saison-

bereinigte Arbeitslosenquote gemäß Eurostat-Definition
erhöhte sich auf 4,2%.

Abgeschlossen am 9. September 2002.
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